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Kläger und Revisionskläger,
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'„ Beklagte und Revisionsbeklagte,

hat der 1° Senat des Bundessozialgerichts
auf die mündliche Verhandlung vom 8° Oktober 1964,

an der mitgewirkt haben
(

éräsident
' S c h n e i d e r

‘ als Vorsitzender‚
Bundesrichter Dr° H a u g und

Bundesrichter H e y e r
als weitere Berufsrichter,

Bundessozialrichter F r a n k e und

Bundessozialrichtcr W e i n r e i c h
‘ als ehrenamtliche Richter,

für Recht erkannt;

Das Urteil des Bayerischen Landessozialgerichts

vom 6° Dezember 1960 wird aufgehoben°

Die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des

Sozialgerichts München vom‚2° Februar 1960

wird zurückgewieseno " '"‘

Die Beklagte hat dem Kläger die außergerichtlichen

Kosten auch des Berufungs— und Revisionsverfahrons

zu erstatten„
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Die Beteiligten streiten darüber‚ ob die Beklagte zu Recht

die Rente des Klägers nach Art° 59 Abs° 2 des Ersten deutsch—

österreichischen Sozialversieherungsabkommens vom 210 April

1951 (BGBl 1952 II 517) neu berechnet und dabei einen Teil

der im Rentenbescheid angerechneten Beiträge als in die

österreichische Versicherungslast fallend außer Ansatz ge—
lassen hat, obwohl der österreichische Versieherungsträger

nach den für ihn maßgeblichen Vorschriften keine Leistung

' gewährt„ fr

Der Kläger, deutscher Staatsangehöriger, war von August 1936

an als technischer Angestellter bei einer deut30hen Luft—

waffeneinheit im heutigen Bundesgebiet beschäftigt° Im Jahre

1958 wurde er zum Luftgaukommanéo nach Wien versetzto Von

Februar 1942 an leistete er Wehrdienst° Nach dem Kriege war

er selbständiger Handelsvertreter in Wien und seit 1949 in

Augsburg? In den Versicherungskarten Nrn. 1 — 5 sind 67 Bei—

tragsmonate zur Reichsversieherungsanstalt für Angestellte

— RfA — (für die Zeit von August 1956 bis Februar 1942) und

37 Kriegsdienstmonate (März 1942 bis März 1945) als Ersatz—

zeiten nachgewiesen° Aus diesen Versicherungszeiten gewährte

ihm vom 10 Januar 1952 an die Landesversicherungsanstalt (LVAT

Schwaben, die damals für ihren Bereich die Aufgaben der still—

gelegten RfA wahrnahm, nach den Vorschriften des Angestell—

tenversicherungsgesetzes (AVG) eine Rente (Ruhegeld) wegen

Berufsunfähigkeit (Bescheid vom 50. Juli 1952)°

Im Jahre 1956 wurde die Beklagte, welche die Rente seit 1954

weiterzahlte (@ 26 des Errichtungsgcsetzes vom 7° August 1955‘

durch eine Eingabe des Klägers auf die Berechnung der Rente

aufmerksam° Sie veranlaßte den Kläger, bei dem österreichi—

schen Versicherungsträger einen Rentenantrag nach den Vor—

schriften des Ersten deutsch—österreichischen Sozialveraiche—

...3._
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rungsabkommens zu stellen. Die Pensionsversicherungsanstalt

der Angestellten in Wien teilte der Beklagten mit, daß sie

allenfalls die Versicherungszeiten des Klägers vom 1° Januar

1939 an in die österreichische Versicherungslast übernehme;

sie lehnte aber mit Bescheid vom 4„ März 1959 die Gewährung

einer Rente aus diesen Versicherungszeiten ab mit der Begrün—

dung9 die versicherungsmäßigen Voraussetzungen seien nicht

gegebene Der Kläger focht den Bescheid nicht an°

Die Beklagte stellte die Rente des Klägers vom 10 Januar 1953

an neu fest„ Der Berechnung legte sie nur noch die Beiträge

von August 1936 bis Dezember 1938 und als Ersatzzeit die

Kriegsdien3tm0nate von 1942 bis 1945 zugrunde° Die zuletzt

mit 368,30 DM gezahlte Rente wurde vom 1; Juli 1959 an in

Höhe von 197,60 DM festgestellt° Von der Rückforderung einer

errechneten Überzahlung sah die Beklagte vorläufig ab (Be—

scheid vom 8° Mai 1959 mit Ergänzungsbesoheid vom 16° Juni
1959)o

Das vom Kläger ahgerufene Sozialgericht (SG) München hob den

Bescheid der Beklagten auf und verurteilte sie, dem Kläger

die sogenannte vorvertragliche Rente über den 30° Juni 1959

hinaus unter Berücksichtigung aller nachgewiesenen Beitrags—

monate und der Ersatzzeiten (unter Anrechnung eines Steige—

rungsbetrags nach der Höhe der zuletzt in Klasse K entrichte—

ten Beiträge) zu gewähren (Urteil vom 2„ Februar 1960)° Auf
4die Berufung der Beklagten hob das Bayerische Landessozial—

gericht (LSG) das Urteil des SG auf und wies die Klage ab:

Der österreichische Versicherungsträger habe mit Recht auf

Grund der Regelung in Art° 24 Abs„ 1 Nr° 2 b des Abkommens

die vom 10 Januar 1939 an zurückgelegten Versicherungszeiten

\

des Klägers in seine Versicherungslast übernommen° Die BG—

klagte könne diese Zeiten nicht mehr rentensteigernd berück—

sichtigen„ Daraus folge eine Kürzung der deutschen Rente,

was allerdings eine besondere Härte deshalb bedeute, weil
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der österreichische Versicherungsträgcr auf Grund der für

ihn maßgeblichen Vorschriften keine Leistung gewähre° Für

diese Fälle enthalte das Abkommen aber keine Besitzstands—

klausel° Der Neuberechnung der Rente stehe der bindende

Leistungsbescheid der LVA Schwaben nicht entgegen° Dies

folge aus Art° 59 Abs° 2 Satz 2 des Abkommensß Dieser Be—

stimmung hätte es nicht bedurft, wenn die Heuberechnung nicht

auch zu einer Verringerung der Leistung führen könne„ Sie

ermögliche es dem betroffenen Personenkreis, zu der infolge

des Abkommens gekürztcn Rente zusätzlich die Leistungen des

österreichischen Versicherungsträgers zu erhalten° Daß dem

Kläger solche Leistungen nicht gewährt werden, habe die Be—

klagte nicht zu verantworten; dieser Umstand verpflichte sie

auch nicht9 die in die österreichische Versicherungslast ge—

fallenen Beiträge bei der von ihr zu gewährenden Leistung zu

berücksichtigene Ebensowenig sei zu beanstanden, daß die

(über Art° 20 des Abkommens berücksichtigte) Kriegsdienst—

zeit lediglich in Klasse H angerechnet worden sei, weil der

letzte vor der Ersatzzeit liegende dggtgghg Beitrag in dieser

Klasse entrichtet worden sei„ —
Die Revision wurde zugelassen (Urteil vom 60 Dezember 1960)°

Der Kläger legte Revision ein mit dem Antrag‚

'das Urteil des LSG aufzuheben und die Berufung

der Beklagten gegen das Urteil des SG zurück—

zuweisen°

Nach seiner Meinung ist das deutsch österreichische Abkommen

in seinem Fall überhaupt nicht anzuwenden, sein Rentenanspruc}

vielmehr ausschließlich nach den innerdeutschen Vorschriften

zu beurteilen„ Das Abkommen bezwecke nach den in Abschn. I

aufgestellten allgemeinen Grundsätzen die Gleichstellung der

Staatsangehörigen beider Vertragsstaaten, nicht aber die
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Schlechterstellung deutscher Staatsangehöriger, die vorüber—

gehend im Gebiet der Republik Österreich tätig gewesen sind„

Aber auch wenn das Abkommen auf den Kläger zuträfe, sei Art„

39 Abs„ 2 reehtsfehlerhaft angewandte Ein Widerruf des be—

günstigenden Verwaltungsakts der.LVA Schwaben sei, wie das

SG mit Recht entschieden habe‚ ohne Änderung der tatsächlichen

Verhältnisse nicht zulässig gewesen° Schließlich verstoße

die Anwendung des Abkommens auf den Kläger gegen die in

Art° 3 und 14 des Grundgesetzes (GG) garantierten Grundrech—

teo Nach dem„innerdeutschen Recht habe der Kläger (1961)

Anspruch auf eine Rente in Höhe von 553,40 DM monatlich,

während ihm bei Anwendung des Abkommens lediglich eine Monats—

rente in Höhe von 220,80 DM zustehe° Es sci.deshalb ange—

zeigt9 nach Art° 100 GG das Verfahren auszusetzen und die

Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts einzuholeno

Die Beklagte beantragte?

die Revision zurückzuweiseno

Sie räumte ein9 daß die Angaben des Klägers über die Höhe

der jetzigen und der früheren Rente zutreffend seien°

Die Revision ist zulässig und begründet, Die Beklagte war
nicht befugt, die Rente des Klägers vom 1° Januar 1953 an

in der Weise neu festzustellen, daß eine Leistung aus den

von 1959 bis 1942 in Österreich zurückgelegten Beitrags—

zeiten nicht mehr zu gewähren, die laufende Rente also um
den auf diese Beiträge entfallenden Leistungsanteil zu kür—

zen war° Die Rente, die bereits vor dem Inkrafttreten des

Fremdrenten— und Auslandsrentengesetzes (FAG) vom 70 August

1955 (BGBl I‚ 848) und vor dem Inkrafttreten des Ersten
deutsch—österreichischen Sozialversicherungsabkommens bin—

dend festgestellt worden war, konnte von der Beklagten nicht

in geringerer Höhe neu festgesetzt werden, wenn und solange

_ 6 _
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der österreichische Versicherungstfägcr aus den ihm zuge—
fallenen Versicherungszeiten keine Leistung zu gewähren

_
hatten " ' '

Die von der LVA Schwaben festgestellte Leistung beruht aus—
schließlich auf Beitragszeiten, die bei der früheren RfA

erworben werden sind‚ und den davon abhängigen Ersatzzeiten„

Da die RfA zu den stillgelegten Versich€rungsträgern ge—
hört, galt für die bei ihr erworbenen Versicherungszeiten

das FAG„ Auf die von der LVA Schwaben vom 50„ Juli 1952

— d„h„ nach dem Inkrafttreten, aber vor der Verkündung des

FAG — festgestellte Leistung sind nach der ständigen Recht”

'sprcchung des Bundessozialgerichts (BSG) @ 17 Abs° 6 FAG
und damit auch die übrigen Vorschriften des FAG anzuwenden

(BSG 4, 91, 101; 9‚ 2739 276)„ Daran ändert es auch nichts,
' daß das Erste deutsch—österreichische Abkommen über Sozial—

versicherung schon vorher — 1951 — abgeschlossen werden ist,

denn es ist erst später, nämlich am 10 Januar 1953, in
Kraft getreten°

Entgegen der Auffassung des Klägers gilt dieses Abkommen

aber auch für die von ihm erworbenen Versicherungszeiten.

Dieses Abkommen grenzt den Geltungsbereich der Versiche—

rungssysteme beider Länder gegeneinander ab, sichert den

beiderseitigen Staatsangehörigen Inländerbehandlung im an-

deren Vertragsstaat zu und umfaßt all die Probleme, die auch

sonst in Gegenseitigkeitsverträgen geregelt sind, eine

schließlich der Probleme der die Staatsgrenzen überschrei—

tenden Wanderversicherung. Darüber hinaus aber regelt es
die Fragen, die sich aus der Einführung der Sozialversiche—

rung nach den reichsgesetzlichen Vorschriften in Österreich

im Jahre 1959 und der Wiederherstellung der Selbständigkeit

Osterreichs im Jahre 1945 ergeben haben° Hierbei geht es

im wesentlichen um die Verteilung der Versicherungslast

(Arto 23, 24 des Abkommens)o Soweit es sich um die in
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Österreich vor Einführung der Reichsversicnerung und danach

bis zur Wiederherstellung der Unabhängigkeit Österreichs

erworbenen Versicherungszeiten handelt (Art° 24 Abse 1

Nr° 2 Buchst„ a und b des Abkommens), wird der sogenannte

Anschluß als ungesehehen behandelt: Die Zeiten werden aus—

nahmslos von den österreichischen Versieherungsträgern über—

nommen° Der dem Abkommen insoweit sichtlich zugrunde liegen—

den Absicht, den "Anschluß" als ungeschehen zu behandeln,

hätte es vielleicht besser entsprochen, wenn diejenigen

Zeiten nicht auf österreichische Versicherungsträger über—

nommen worden wären, die während der Zeit des "Ansehlusses"

auf Grund einer nur infolge des "Anschlusses" im Gebiet der

Republik Österreich aufgenommenen Beschäftigung erworben

worden sind„ Dasselbe gilt umgekehrt für Versicherungszei—

ten, die nur während und nur infolge des "Anschlusses" in

der Bundesrepublik Deutschland von solchen Arbeitnehmern er—
worben werden sind, die nach der Wiedererrichtung der Repu-

blik Österreich dorthin zurückgezogen sind„ Hierzu hätte

die Zurechnung der Versieherungslast nicht nur von dem frü—

heren Beschäftigungsort, sondern statt dessen oder daneben

auch von
dem Wohn— oder Beschäftigungsort an bestimmten

Stiehtagen abhängig gemacht werden müssen, mit denen die

Rückwanderung oder die Abwanderung von dem Gebiet eines

Vertragsstaates in das des anderen als abgeschlossen an—
gesehen werden konnte° So ist auch in fast allen Abkommen

verfahren werden, die aus Anlaß von Gebietsänderungen Lei—

stungen und Anwartsehaften der Sozialversieherung zwisehen

den Versicherungsträgern der Vertragsstaaten aufgeteilt

haben° Auf diese Weise wird in sehr zahlreichen Fällen

vermieden9 daß ein Versicherter auf Leistungen aus zwei

verschiedenen9 sich meist nach voneinander abweichenden

Grundsätzen weiter entwickelnden Versieherungssystemen an—

gewiesen ist, und es wird ferner vermieden, daß in diesen

Fällen Teilleistungen von dem Gebiet eines Staates in das
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des anderen überwiesen werden müssen„ Eine solche Lösung

ist sicher sehr zweckmäßig und führt auch zu angemessenen

Ergebnisseno '

Der Kläger versucht aber zu Unrecht — wenn auch verständli—

cherweise —‚ das Erste deutsch—österreichische Abk0mmen in

einem im Ergebnis ähnlichen Sinne auszulegenn In diesem

Abkommen ist nämlich kein Stichtag für eine solche diffe—

renzierte Überleitung von Leistungen und Anwartschaften fest“

gelegt werden, und keine seiner Vorschriften bietet einen '

Anhalt für eine Auslegung, die zu ähnlichen Ergebnissen füh—

ren könnteo Aus welchen Gründen in dem Abkommen auf solche

_ — vielleicht naheliegende — Regelung verzichtet worden ist9

kann dahinstchen° Es mag sein, daß die damaligen allgemei—

nen politischen Verhältnisse und die besonderen zwischen

Österreich und der Bundesrepublik Deutschland noch offenen
Fragen dafür bestimmend waren° Der erkennende Senat muß je—

denfalls davon ausgehen, daß auch die in der Zeit zwischen

1939 und 1945 während einer nur vorübergehenden Beschäfti—

gung in Österreich erworbenen Versicherungszeiten auf die

österreichischen Versicherungsträger übergegangen sind°

Da das deutsch—österreichische Abkommen nicht nur den Über—

gang der Versicherungszeiten regelt, sondern auch alle Hin—

dernisse ausrüumt, die sich daraus ergeben, daß der Lei—

stungsberechtigte im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland

sich aufhält und die deutsche Staatsangehörigkeit besitzt,

könnten die Vorschriften des FAG nicht angewendet werden,

wenn der Versicherungsträgcr in der Bundesrepublik Deutsch—

land aus‘den vom
österreichischen Versicherungsträger über—

nommenen Zeiten noch keine Leistung festgestellt hat„a

Anders verhält es sich freilich, wenn aus diesen Zeiten nach

den in der Bundesrepublik Deutschland geltenden Vorschriften

5—9—
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schon eine Leistung bindend festgestellt worden war° Das

Abkommen gilt zwar nach Art° 39 Abs° 1 auch für Versiche—

rungsfälle, die vor seinem Inkrafttreten eingetreten sind,

und für Versicherungszeiten, die vorher zurückgelegt wor—

den sind° Nach Art, 39 Abs, 2 Satz 2 des Abkommens können

vor seinem Inkrafttreten-festgestellte und nachher noch

fällig werdende Leistungen nach den Bestimmungen des Ab—

kommens neu festgestellt werden, ohne daß die Rechtskraft

früherer Entscheidungen entgegensteht°

Die Ermächtigung, schon rechtskräftig festgestellte Lei—

stungen neu festzustellen, hebt zwar die formale Bindung

an die Rechtskraft einer Feststellung auf, sie beseitigt

aber nicht ohne weiteres auch alle anderen Bindungen, die

das innerstaatliche Recht an die getroffene Feststellung

knüpft, So bleibt der Versicherungsträger ZB gebunden an

die Feststellung der Berufsunfähigkeit, und er bleibt auch

gebunden an die Feststellung und Bewertung der nicht auf

österreichische Versicherungsträger übergegangenen Ver—

sicherungszeiten; hiervon kann er nur abweichen, wenn eine

Vorschrift des innerstaatlichen Rechts ihn dazu ermäch—

tigt° Zu den innerstaatlichen Vorschriften, die festle—

gen, unter welchen besonderen Voraussetzungen ein Ver»

sicherungsträger die von ihm — oder wie hier mit Wirkung

für ihn « festgestellte, als Leistung nach dem FAG gelten—

de Rente wieder entziehen kann, gehört auch @ 1 Abs° 5 FAG°

Leistungen, die auf Grund des FAG gewährt worden sind, ver—

lieren den Charakter als Leistungen "nach 5 1 Abs° 1 des

Gesetzes” nicht schon dadurch, daß zwischen der Bundesre—
publik und dem Staat, bei dessen Versicherungsträger das

Versicherungsverhältnis bestanden hat, ein zwischenstaat—

liches Abkommen über die Gewährung von Leistungen aus dem

Gebiet des einen Staates in das des anderen abgeschlossen

wird° Ein zwischenstaatliches Abkommen ist vielmehr in

‚„„gv. ‘1*f. — 10 —
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aller Regel sogar die wesentliche Voraussetzung dafür, daß

Leistungen "von einem Träger der Sozialversicherung oder

einer anderen Stelle außerhalb des Bundesgebietes" mit oder

ohne Antrag in das Bundesgebiet gewährt werden. Weder der

Wortlaut des @ 1 Abs° 5 FAG noch der Sinnzusammenhang des

Gesetzes und die damit verfolgten Ziele sprechen dafür,

daß diese Vorschrift nur dann anzuwenden sei, wenn ein Ver—

sicherungsträger oder eine andere Stelle außerhalb des

Bundesgebietes ohne zwischenstaatliches Abkommen oder eine

diesem gleichstehende Regelung, don. also nur auf Grund

des fremden innerstaatlichen Rechts eine Leistung gewährt

oder auf Antrag gewähren würde. Wortlaut und Sinnzusammcnm

hang des 5 1 Abs° 5 FAG und der Zweck des ganzen Gesetzes

sprechen Vielmehr dafür9 daß 5 1 Abs„ 5 FAG auch die Fälle

umfassen soll, in denen die einer Leistung auf Grund des

FAG-zugrunde liegenden Zeiten ganz oder teilweise durch

zwischenstaatlichen Vertrag wieder auf die fremde Versiche—

rung übernommen worden sindo Solche Verträge regeln nur

den Übergang der Versicherungszeiten, sie enthalten aber

keine bindende Vorschrift darüber, welche Leistung der

übernehmende Versicherungsträger daraufhin zu gewähren

oder der bisherige weiterzugewähren hat° Die im 5 1 Abs°

5 FAG enthaltene “indirekte Bestandsgarantie" gilt daher

auch für den Fall? daß über die unter das FAG fallenden

Versicherungszeiten nachträglich ein Vertrag abgeschlossen

wird°

Die Versicherungsträger der Bundesrepublik können daher

die nach Abso 1 des © 1 FAG von ihnen gewährten Leistungen
dann nicht entziehen, wenn der ursprünglich verpflichtete

fremde Versicherungsträger nach einem zwischenstaatlichen

Abkommen Leistungen in die Bundesrepublik zwar wiederauf—

zunehmen hatte, im konkreten Falle aber nach dem für ihn

geltenden Recht nicht zur Leistung verpflichtet ist° ‘

- 11 _
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Dieselben Grundsätze gelten auch für das neue Fremdrenten—

recht° Denn auch die Vorschriften des Fremdrenten— und

Auslandsrenten—Neuregelungsgesetzes (FANG) lassen nicht

erkennen, daß eine nach dem Fremdrentengesetz (BBG) fest—

gestellte Leistung deswegen wegfallen soll, weil nach der

Feststellung einer der in 5 2 FRG bezeichneten Umstände

eingetreten ist, die die Geltung des Gesetzes für Arbeits—

unfälle und Berufskrankheiten oder für Versicherungszeiten

und Beschäftigungszeiten ausschließen° Die dem 5 1 Abs° 5

FAG entsprechenden Vorschriften der 55 11, 31 BBG lassen

auch nur tatsächlich von Versicherungsträgern oder anderen

Stellen außerhalb seines Geltungsbereichs gewährte Leistun—

gen auf die einmal festgestellte Rente einwirken° Sie un—

terseheiden dabei ebenfalls nicht danach, ob die fremde Lei—

stung auf Grund einer der in 5 2 bezeichneten Regelungen

oder unabhängig von ihr gewährt wird. Daß diese Unter_

seheidung weder in @ 1 Abs° 5 FAG noch in den @@11, 31

FRG gemacht wird, ist dadurch bedingt und gerechtfertigt,
daß die Bundesrepublik Deutschland in zwisehenstaatlichen

Verträgen zwar vereinbaren kann, daß die Versicherungsträ—

ger des Vertragsstaates bestimmte Versieherungszeiten über—

nehmen und daraus Leistungen in die Bundesrepublik gewähren,

aber nicht vereinbaren kann und auch nicht vereinbart hat,

daß ihre Vertragspartner die bisher vom Versieherungsträger

der Bundesrepublik zu gewährende und gewährte Leistung in

derselben Weise garantiert, in der ihr Bestand in der Bun—
desrepublik garantiert ist°

Da der Kläger von dem Versicherungsträger der nepublik

Österreich keine Leistung erhalten hat, ist sein Anspruch

nach @ 1 Abs„ 5 FAG auch nicht weggefallen‚ sondern bestand

trotz des Ersten deutsch—österreichischen Abkommens fort°
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Dieses hat nur die in Österreich zurückgelegten Zeiten,
ldie bis dahin zu den bei einem stillgelegten deutschen

Versicherungsträger zurückgelegten Zeiten reehneten (5 1

Abs, 2 Nr, 1 FAG), in solche verwandelt, die bei einem
nichtdeutschen Versicherungsträger zurückgelegt werden

sind (@ 1 Abs, 2 Nr° 2 FAG)° Diese Umwandlung hat zu—
nächst keine Wirkungen gezeitigt° Diese traten aber ein

mit dem Erlaß des FANG° Die bis dahin als bei einem still—

gelegten deutschen Versicherungsträger zurückgelegt gelten—

den und damit nur nach dem FAG einen Leistungsanspruch be-

gründenden Zeiten der reichsgesetzlichen Angestellten—

versicherung sind nach Art° 5 Nr° 1 FANG im 5 27 Abs, 1
Buchst° a des AVG aufgenommen werden, soweit sie nicht auf

einen österreichischen Versicherungsträger übergegangen

waren° Auf die von dem österreichischen Versicherungs—

träger nach dem Ersten deutsch—österreichischen Abkommen

übernommenen Versicherungszeiten sind dagegen @ 15 EEG und

Art, 6 @ 6 FANG entsprechend anzuwenden, wenn der Versiche'

rungsträger in der Bundesrepublik auch weiterhin zur Lei—

stung verpflichtet bleibt° Das hat zur Folge, daß Leistun—

gen, die der österreichische Versicherungsträger etwa in—

zwischen gewährt hat oder künftig gewähren wird, nach 5 31

FRG zu berücksichtigen sind°

Dies Ergébnis entspricht auch der Regelung, die Art° 7

Abs, 2 Buchst, b des Gesetzes vom 21° August 1962 im Finanz—

'und Ausgleichsvertrag vom 27, November 1961 zwischen der
Bundesrepublik Deutschland und der Republik Österreich ge—

troffen hat (BGBl II 1041)° Diese Vorschrift stellt rück—

wirkend die Renten wieder her, die vor dem Zweiten döutsch—

österreichischen Abkommen von einem Versicherungsträger der
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Bundesrepublik festgestellt und auf Grund dieses Abkommens

entzogen oder gekürzt worden-waren; sie rechnet aber darauf

die jeweils VOm österreichischen Versieherungsträger tat—

sächlich gewährte Leistung ano Diese Vorschrift unterschei—

det sich wesentlich von derjenigen des Art° 7 Abs° 1 des—

selben Gesetzes, die sich nur auf laufende, aber ungekürzte

und auf künftig noch festzustellende Renten bezieht und des—

wegen_aueh nur Vorschriften für Bezugszeiten nach dem Inkraft—

treten des Finanz— und Ausgleichsvertrages enthält°

Auch diese Entwicklung des allgemeinen Fremdrentenrechts

und die besondere Regelung im Gesetz über den deutsch—

österreichischen Finanz— und Ausgleichsvertrag stützen die
Auffassung des Senats, daß zwisehenstaatliehe Verträge sich

zwar auch auf solche Versieherungszeiten beziehen, aus de—

nen ein Versieherungsträger in der Bundesrepublik Deutsch—

land vor ihrem Inkrafttreten auf Grund des FAG oder des

FRG Leistungen festgestellt hat, daß aber diese Leistungen
auf Grund der Übernahme der Versicherungslast durch den

Vertragsstaat allein weder entzogen noch gekürzt werden

können, sondern nur dann und nur so weit, als innerstaat—

liche Vorschriften der Bundesrepublik dies rechtfertigen,

und daß 5 1 Abs„ 5 FAG und 5 31 FRG zu diesen Vorschriften

gehören° Danach können nur tatsächlich gewährte Leistungen

des Versicherungsträgers (oder einer anderen Stelle) des

Vertragsstaates zum Wegfall des Leistungsanspruehs (@ 1

Abs„ 5 FAG) oder zum gänzliehen oder teilweisen Ruhen der

Rente (5 31 FRG) führen°

Die Beklagte war daher nicht berechtigt, die nach Art. 23

des Ersten deutsch—österreichischen Abkommens über Sozial—

y
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versicherung
von den österreichischen Versicherungsträgern

zu übernehmenden Versicherungszeiten bei der Bemessung der

Rente des Klägers unberücksichtigt zu lassen„ Deshalb ist

' die Entscheidung des SG München vom 2° Februar 1960 im

Ergebnis richtig; das Urteil des Bayerischen LSG vom
6" Dezember 1960 ist daher aufzuheben und die Berufung der

Beklagten gegen das Urteil des SG München zurückzuweiscn°

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 193 des Sozialgerichts—

gesetzes° \ „»„.v _ _. '_ „
. ‘ \
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